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Geſetz-Sammlung 
f für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Verleihung des Zwangsvollſtrekungsrechts an die Naſſauiſche Landes, 
bank zu Wiesbaden, S. 1. — Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung der durch Brand 
zerſtörten Grundbücher des Amtsgerichts in Saalfeld, S. 3. — Verfügung des Juſtizminiſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Lauenburg, 
S. 10. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 11. 


(Nr. 10048) Verordnung, betreffend die Verleihung des Zwangsvollſtreckungsrechts an die 
Naſſauiſche Landesbank zu Wiesbaden. Vom 5. November 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus 
Forderungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, vom 3. Auguſt 1897 
(Geſetz-Samml. S. 388), was folgt: i 


F. 1. 

Der Nauſſauiſchen Landesbank zu Wiesbaden ſteht für die Beitreibung 
fälliger Forderungen an Darlehenskapitalien, Zinſen, Tilgungsbeiträgen und 
ſonſtigen, nach der Verfaſſung der Landesbank vorgeſehenen Leiſtungen gegen 
Schuldner, welche Eigenthümer des beliehenen Grundſtücks find, ein Zwangs⸗ 
vollſtreckungsrecht nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. Auguſt 1897 zu. 


F. 2. 

Dieſes Recht wird von der Direktion der Naſſauiſchen Landesbank als 
Vollſtreckungsbehörde ausgeübt. Soweit die Einziehung der in H. 1 bezeichneten 
Forderungen nach der Verfaſſung der Landesbank nachgeordneten Verwaltungs⸗ 
ſtellen obliegt (Hauptkaſſe, Landesbankagenturen), bilden dieſe die zuſtändige 
Vollſtreckungsbehörde. a . 

F. 3. 


Kraft des Zwangsvollſtreckungsrechtes iſt die Naſſauiſche Landesbank befugt: 

1) die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners, 

2) die gerichtliche Zwangsverſteigerung der von ihr beliehenen Grundſtücke 

zu betreiben. Die Wahl zwiſchen beiden Arten der Zwangsvollſtreckung iſt in das 
Geſetz⸗Samml. 1899. (Nr. 10048.) 1 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Januar 1899. 
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Ermeſſen der Landesbank geſtellt, das Vorgehen auf dem einen Wege hindert 
nicht die gleichzeitige Betreibung der anderen Art der Zwangsvollſtreckung. Be⸗ 
ſtreitet der Schuldner die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Geld⸗ 
beträge, ſo bleibt ihm überlaſſen, ſeine Rechte im Wege der Klage geltend zu 
machen. . f 

$. 4. 

1. Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen der Schuldner 
erfolgt nach den Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren vom 7. September 1879. 

Kommt es hierbei zu einem Vertheilungsverfahren, ſo wird die Aus⸗ 
führung des Theilungsplanes durch den Widerspruch, welchen ein anderer Be⸗ 
theiligter gegen einen Anſpruch der in F. 1 bezeichneten Art erhebt, nicht auf 
gehalten; dem widerſprechenden Betheiligten bleibt es überlaſſen, ſeine Rechte 
nach erfolgter Auszahlung im Wege der Klage geltend zu machen. 
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Wenn in Folge einer Einwirkung des ſchuldneriſchen Eigenthümers, oder 
weil derſelbe die erforderlichen Vorkehrungen gegen Einwirkungen Dritter, oder 
gegen andere Beſchädigungen unterläßt, eine die Sicherheit der Hypothek der 
Naſſauiſchen Landesbank gefährdende Verſchlechterung des beliehenen Grundſtücks 
zu beſorgen iſt, ſo iſt die Naſſauiſche Landesbank befugt, unter entſprechender 
Anwendung der Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren vom 7. September 1879 den Arreſt in das bewegliche Vermögen des 
Schuldners vollziehen zu laſſen. Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im 
Sinne dieſer Beſtimmung ſteht es gleich, wenn Zubehörſtücke, auf welche das 
Pfandrecht der Naſſauiſchen Landesbank ſich erſtreckt, verſchlechtert, oder den Re⸗ 
geln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zuwider von dem Grundſtücke entfernt 
werden. Wird von dem Schuldner die Rechtmäßigkeit des Arreſtes beſtritten, jo 
iſt der Widerſpruch im Wege der Klage geltend zu machen. 


$. 6. 

2. Wird die gerichtliche Zwangsverſteigerung des beliehenen Grundſtücks 
betrieben, fo erſetzt der Antrag der Landesbank auf Zwangsverſteigerung den voll- 
ſtreckbaren Schuldtitel. Der Antrag ſoll das Grundſtück, den Eigenthümer und 
den Anſpruch bezeichnen. 

Das Verfahren bei der gerichtlichen Zwangsverſteigerung unterliegt den ein⸗ 
ſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 


a §. 
Idſt die Naſſauiſche Landesbank bei einer gerichtlichen Zwangsverſteigerung 
betheiligt, fo brauchen Anſprüche, welche nach §. 1 dem Zwangsvollſtreckungsrecht 


ER 


der Naſſauiſchen Landesbank unterliegen, auch infoweit, als fie aus dem Grund⸗ 
buch (Stockbuch) nicht hervorgehen, weder zum Zwecke ihrer Berückſichtigung bei 
Feſtſtellung des geringſten Gebots (beziehungsweiſe bei Ertheilung der richterlichen 
Genehmigung) noch zum Zwecke ihrer Aufnahme in den Theilungsplan glaubhaft 
gemacht zu werden. Wird von einem Anderen bei der Verhandlung über den 
Theilungsplan Widerſpruch gegen einen Anſpruch der in F. 1 bezeichneten Art 
erhoben, fo finden die Beſtimmungen in F. 4 Abſatz 2 entſprechende Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Beirut, an Bord M. P. „Hohenzollern“, den 5. November 1898. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Miquel. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 


(Nr. 10049.) Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung der durch Brand zerſtörten 
Grundbücher des Amtsgerichts in Saalfeld. Vom 28. Dezember 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc. 
verordnen in Gemäßheit des $. 132 der Grundbuchordnung Geſetz-Samml. 1882 
S. 121), was folgt: 5 
f F. 1. N 
Die bei dem Brande am 12. Oktober 1898 zerſtörten Grundbücher des 
Amtsgerichts in Saalfeld ſind von Amtswegen nach Maßgabe der Vorſchriften 
der nachfolgenden §§. 2 bis 21 wiederherzuſtellen. 


§. 2. 

Soweit in den nur theilweiſe zerſtörten Grundbüchern ſämmtliche Eintragungen 
eines Grundbuchblatts zur Zeit der Wiederherſtellung des Grundbuchs noch leſerlich 
ſind, ſind dieſe Grundbuchblätter durch Uebertragung ihres Inhalts in das neu 
anzulegende Grundbuch wiederherzuſtellen. 


§. 3. 

Soweit nicht die Wiederherſtellung des Grundbuchs nach $. 2 erfolgt, find 
die Eigenthümer der in den zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grund— 
ſtücke zu vernehmen. N : 

(Nr. 10049.) 1* 


Zur Vernehmung iſt zu laden: 

J) wer nach Inhalt der Grundakten oder der denſelben vorgehefteten Tabelle 
Eigenthümer iſt oder nach Inhalt der Grundakten von dieſem das 
Eigenthum erworben hat; 

2) im Falle der Zerſtörung der Grundakten und der Tabelle, wer in den 
Grund⸗ und Gebäudeſteuerbüchern als Eigenthümer bezeichnet iſt. 

Iſt eine der nach Nr. 1 und 2 zu ladenden Perſonen verſtorben, ſo ſind 

deren, ſoweit als thunlich, zu ermittelnde Erben zu laden. 

Iſt der Aufenthalt einer der in Abſatz 2 bezeichneten Perſonen unbekannt 
oder außerhalb des Deutſchen Reichs, ſo iſt ein dem Gericht bekannter Vertreter 
zu laden. 

§. 4. 

Sind die zu den zerſtörten Grundbüchern gehörigen Grundakten oder die 
Tabellen unverſehrt geblieben und liegen nach Anhörung des Eigenthümers, ſeiner 
Erben oder ſeines Vertreters Bedenken gegen die Vollſtändigkeit der Grundakten 
oder gegen die Richtigkeit der Tabelle nicht vor, ſo ſind die betreffenden Grund⸗ 
buchblätter ohne Weiteres nach Maßgabe des Inhalts der Grundakten oder der 
Tabelle wiederherzuſtellen. 

Die Anwendung des Abſatz 1 wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Eigenthümer der Eintragung eines Rechtes, welches nach dem Inhalte der Grund- 
akten oder der Tabelle in dem zerſtörten Grundbuch eingetragen war, widerſpricht. 
In dieſem Falle iſt, wenn nicht der vorzuladende Berechtigte auf die Eintragung 
des Rechtes verzichtet, zugleich mit dem Rechte der Widerſpruch des Eigenthümers 
einzutragen. 

Jede aus den Grundakten oder der Tabelle übernommene Eintragung ift 
dem Eigenthümer ſowie im Uebrigen allen aus den Grundakten oder der Tabelle 
erſichtlichen Perſonen bekannt zu machen, zu deren Gunſten die Eintragung erfolgt 
iſt oder deren Recht durch ſie betroffen wird, ſoweit nicht auf die Bekanntmachung 
verzichtet wird. 

§. 5 


Außer den Fällen der $$. 2 und 4 erfolgt die Wiederherſtellung der Grund⸗ 
bücher nach Maßgabe der Vorſchriften der $Y. 6 bis 21. 


$. 6. 
Der gemäß F. 3 Nr. 2 als Eigenthümer Geladene iſt verpflichtet, dem 
Amtsgericht 

1) die zur Eintragung ſeines Eigenthums im Grundbuch erforderlichen 
Nachweiſe beizubringen; 

2) alle auf dem Grundſtück haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dinglichen Rechte, Hypotheken und Grundſchulden 
anzuzeigen. 

Von der Anzeige zu Nr. 2 ſind die Berechtigten in Kenntniß zu ſetzen. 


a 5 — 


FR S. 705 : 

Das Amtsgericht kann die Befolgung der Ladung und die Erfüllung der 
den Geladenen obliegenden Verpflichtungen durch Geldſtrafen bis zum Betrage 
von einhundert und fünfzig Mark erzwingen. Der Feſtſetzung muß eine Androhung 
der Strafe vorangehen. 


§. 8. 

Das Amtsgericht kann Zeugen laden und eidlich oder eidesſtattlich wer 
nehmen, auch Verhandlungen an Ort und Stelle unter Zuziehung der Betheiligten, 
ſowie nöthigenfalls der Kataſterbeamten und ortskundigen Perſonen vornehmen. 

Gegen ordnungsmäßig geladene Zeugen, welche nicht erſcheinen, iſt nach 
§§. 345, 346 der Civilprozeßordnung zu verfahren. 


Sak 

Zur Eintragung des Geladenen als Eigenthümer genügt, wenn der Geladene 

1) durch Urkunden glaubhaft macht, daß er als Eigenthümer eingetragen 
geweſen iſt oder von dem als Eigenthümer Eingetragenen das Eigen— 
thum erworben hat; oder 

2) feinen Eigenbeſitz durch ein Zeugniß der Ortsbehörde beſcheinigt oder 
durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen 
oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzurechnung 
der Beſitzzeit ſeiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn Jahren 
ununterbrochen im Eigenbeſitz gehabt hat. 


$. 10. 

Zur Eintragung des Eigenthums eines nicht in den Steuerbüchern als 
Eigenthümer Bezeichneten genügt es, wenn er einen der nach §. 9 erforderlichen 
Nachweiſe erbringt und der im Steuerbuche Bezeichnete in einer öffentlichen oder 
öffentlich beglaubigten Urkunde ſeine Einwilligung ertheilt oder zur Ertheilung 
derſelben rechtskräftig verurtheilt wird. 


N 

Alle Perſonen, welche als Eigenthümer behufs Wiederherſtellung des Grund— 
buchs nicht geladen ſind und gleichwohl vermeinen, daß ihnen an einem in den 
zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grundſtück das Eigenthum zuſtehe, 
ſowie alle Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem ſolchen Grundſtück 
ein, die Verfügung über daſſelbe beſchränkendes Recht, eine Hypothek, eine Grund— 
ſchuld oder ein anderes der Eintragung im Grundbuch bedürfendes dingliches 
Recht zuſtehe, ſind öffentlich aufzufordern, ihre Anſprüche innerhalb einer drei⸗ 
monatigen Friſt, deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei 
dem Amtsgericht anzumelden. 

(Nr. 10049) 
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Die Anmeldung iſt nicht erforderlich, ſoweit die einzutragenden Rechte von 
dem Eigenthümer gemäß F. 6 Nr. 2 vor Ablauf der dreimonatigen Ausſchluß⸗ 
friſt angemeldet ſind. ; 

Ueber die Anmeldung iſt dem Anmeldenden auf Verlangen eine Be 
ſcheinigung zu ertheilen. 

$. 12. 

Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs nach deſſen Wiederherſtellung das Grundſtück oder ein 
Recht an demſelben erworben hat, nicht geltend machen kann, und daß er ſeinen 
Vorrang gegenüber denjenigen, deren Rechte vor Ablauf der dreimonatigen Aus⸗ 
ſchlußfriſt angemeldet und demmächft eingetragen find, verliert. 

Dieſe Folgen der unterlaſſenen Anmeldung find in der öffentlichen Auf 
forderung (F. 11) wörtlich anzugeben. 


5 . 
Sobald die Ermittelungen für einen Grundbuchbezirk ($. 1 der Grundbuch⸗ 
ordnung) im Weſentlichen beendet ſind, iſt die öffentliche Aufforderung ($. 11) 
bekannt zu machen. i 
Die Bekanntmachung ſoll veröffentlicht werden: 
1) durch dreimalige Einrückung in das Amtsblatt und das für die amt 
lichen Kundmachungen des Landrathsamts zu Mohrungen benutzte 
Blatt in angemeſſenen Zwiſchenräumen, das erſte Mal vor dem Be⸗ 
ginn, das dritte Mal ſpäteſtens vier Wochen vor dem Ablauf der 
Ausſchlußfriſt / 

2) durch Aushang an der Gerichtstafel und an der zu öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen beſtimmten Stelle in der Ortsgemeinde, in der die Grund⸗ 
ſtücke belegen ſind. 8 


Dem Amtsgericht bleibt vorbehalten, die Bekanntmachung noch anderweit 
zu bewirken. 


$. 14. 


Die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt nach Ablauf der dreimonatigen 
Ausſchlußfriſt. 

§. 15. 35 

Bei der Anlegung des Grundbuchblatts iſt der in dem zerſtörten Grund⸗ 

buch eingetragen geweſene Eigenthümer einzutragen. Iſt das Eigenthum auf 

einen Andern übergegangen ($$. 23, 24), fo iff die Eintragung des letzteren 
gleichzeitig zu bewirken. 

Ein in die zweite oder dritte Abtheilung des Grundbuchs einzutragendes, 

in dem zerſtörten Grundbuch nicht eingetragen geweſenes Recht ($. 25) iſt gleich⸗ 
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zeitig mit der Eintragung des Eigenthümers einzutragen, gegen welchen das 
Geſuch um Eintragung ſich richtet. a 5 

Die Vorſchriften des zweiten Abſatzes finden auf Vormerkungen entſprechende 
Anwendung. 


§. 16. 


Für ein angemeldetes oder der Anmeldung nicht bedürfendes Recht iſt, 
falls der Eintragung von dem Eigenthümer widerſprochen oder die Rangordnung 
des Rechtes beſtritten iſt, eine Vormerkung einzutragen, ſofern der angeblich Be⸗ 
rechtigte innerhalb einer ihm von dem Gericht zu ſetzenden Friſt die Entſtehung 
des Rechtes oder das beanſpruchte Vorrecht glaubhaft macht. 


N 

Wird im Ermittelungsverfahren das Eigenthum zwiſchen Perſonen ſtreitig, 
welche im Deutſchen Reich einen dem Gericht bekannten Aufenthalt oder Vertreter 
haben, ſo hat das Gericht den Nichtbeſitzer aufzufordern, binnen einer Friſt von 
ſechs Wochen nachzuweiſen, daß er gegen den Beſitzer die Eigenthumsklage er⸗ 
hoben habe. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage der Zuſtellung oder der zu gerichtlichem 
Protokoll feſtgeſtellten Verkündung der Aufforderung. Nach fruchtloſem Ablauf 
derſelben wird der Eigenthumsanſpruch des Nichtbeſitzers nicht berückſichtigt. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Beſitzer nachweiſt, daß die erhobene Klage zurückgenommen iſt. 

Iſt auch der Beſitz ſtreitig, ſo finden die Vorſchriften der beiden erſten Ab⸗ 
ſätze mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß das Gericht nach ſeinem 
Ermeſſen zu beſtimmen hat, ob die Eigenthums⸗ oder die Beſitzklage zu erheben 
iſt, und daß die Aufforderung zur Erhebung der Klage an den Gegner der 
Partei zu richten iſt, welche die letzte Beſitzhandlung glaubhaft gemacht hat. 
Nach Entſcheidung des Beſitzprozeſſes iſt gemäß der Vorſchriften der beiden erſten 
Abſätze zu verfahren. 

f §. 18. 

Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über ſtreitige Eigenthumsanſprüche 
oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Grundbuchblatt für das 
Grundſtück nicht angelegt werden. 


§. 19. 

Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, zugleich aber 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft 
gemacht iſt, vorzumerken. 

§. 20. 

Soweit auf den geretteten oder gemäß F. 2 wieder hergeſtellten Grund⸗ 

buchblättern eine Mithaft eingetragen iſt, iſt dieſer Vermerk nach Wiederherſtellung 
(Nr. 10049.) 
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des Grundbuchs über die mitverhafteten Grundſtücke, ſoweit erforderlich, durch 
einen Vermerk in der Spalte „Veränderungen“ richtig zu ſtellen. N 


$. 21. 

Die Wiederherſtellung der Grundbücher, einſchließlich der Verhandlungen, 
welche bei dem Amtsgericht zu dieſem Zwecke ſtattfinden, ſowie die Crtheilung 
neuer Hypotheken- und Grundſchuldbriefe an Stelle der gleichzeitig mit den Grund⸗ 
büchern zerſtörten erfolgt foften- und ſtempelfrei. 


$. 22. 
In Betreff der in den zerſtörten Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grund⸗ 
ſtücke gelten bis zur Wiederherſtellung der Grundbücher die Vorſchriften der 
§§. 23 bis 28. 


8 2 

Die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung wird dadurch nicht gehindert, 
daß die Eintragung des Eigenthums nicht ſofort erfolgen kann. 

Die Betheiligten können die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung ver⸗ 
langen, wenn der Veräußerer einen nach den Vorſchriften des §. 9 zur Ein⸗ 
tragung ſeines Eigenthums genügenden Nachweis erbracht oder nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung die Enkgegennahme einer Auflaſſungserklärung für ſich 
erlangt hat. 

Erlangt der Veräußerer bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs die 
Eintragung als Eigenthümer und erfolgt gleichzeitig die Eintragung des Erwerbers 
($. 15 Abſatz 1), ſo erſtreckt ſich die Wirkſamkeit der letzteren auf den Zeitpunkt 
der Auflaſſung zurück. 


$. 24. 

Der F. 3 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb und die dingliche Be— 
laſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 findet auf den Veräußerer, welcher 
bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs die Eintragung als Eigenthümer er— 
langt, entſprechende Anwendung. 

Erfolgt gleichzeitig die Eintragung des Erwerbers ($. 15 Abſatz 1), fo er⸗ 
ſtreckt ſich die Wirkſamkeit derſelben auf den Zeitpunkt zurück, in welchem der 
Antrag auf die Eintragung angebracht iſt. 


§. 25. 


Die Vorſchriften der FF. 13, 14 und 19 des Geſetzes über den Eigenthums⸗ 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 kommen 
auf die Eintragung der dinglichen Rechte, Hypotheken und Grundſchulden mit 
der Maßgabe zur Anwendung, daß an Stelle des eingetragenen Eigenthümers 
der bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs die Eintragung erlangende Eigen— 
thümer oder Erwerber ($. 23 Abſatz 3, F. 24 Abſatz 2) tritt. 
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Iſt die Eintragung des dinglichen Rechtes gleichzeitig erfolgt ($. 15 Abſatz 2), 
fo erſtreckt fic) die Wirkſamkeit deſſelben gegen Dritte auf den Zeitpunkt des 
Eingangs des Geſuchs um die Eintragung zurück. 

Iſt die Eintragung der Hypothek oder Grundſchuld gleichzeitig erfolgt 
($. 15 Abſatz 2), fo gilt das Recht der Hypothek oder Grundſchuld mit dem 
Zeitpunkt des Eingangs des Geſuchs um die Eintragung als entſtanden. 


$. 26. 

Soweit nach den Vorſchriften des Geſetzes über den Eigenthumserwerb 
und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 1872 oder der Grund— 
buchordnung die Eintragung einer Vormerkung gegen den eingetragenen Eigen— 
thümer oder einen ſonſtigen eingetragenen Berechtigten zuläſſig iſt, tritt an Stelle 
des Eingetragenen der bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs ſeine Ein— 
tragung Erlangende. 

Die Vorſchriften des §. 23 Abſatz 3, H. 24 Abſatz 2, F. 25 Abſatz 2, 3 
finden entſprechende Anwendung. 

N 27 

Die in den $$. 23 bis 26 getroffenen Beſtimmungen finden auch auf die 
nach der Zerſtörung der Grundbücher, aber vor dem Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte entſprechende Anwendung. 


$. 28. 

Die Zwangsvollſtreckung in die Grundſtücke erfolgt bis zur Wieder⸗ 
herſtellung der Grundbücher nach den Vorſchriften des vierten Abſchnitts des 
Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, vom 
13. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 131), 


$. 29. 

Die Kraftloserklärung der gleichzeitig mit den Grundbüchern zerſtörten 
Hypotheken- und Grundſchuldbriefe kann auf Antrag nach Vorlegung der 
Quittung oder, ſoweit der Anſpruch noch beſteht, nach Vorlegung des Morti⸗ 
fikationsſcheins des Berechtigten ohne beſonderes Aufgebot durch Beſchluß des 
Amtsgerichts erfolgen. 

Bis zur Wiederherſtellung der Grundbücher iſt die Einſicht der Tabellen 
und Grundakten Jedem zu geſtatten, gegen deſſen rechtliches Intereſſe an der⸗ 
ſelben ein Bedenken nicht obwaltet. 


$. 31. 

Bei den nach den Vorſchriften dieſer Verordnung erforderlichen Zuſtellungen 
unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift der Zuftellungsurfunde; 
der Tag der Zuſtellung iſt jedoch auf dem Briefumſchlage zu vermerken. 
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ee ames 


Sofern nicht die Umſtände des einzelnen Falles eine Ausnahme begründen, 
erfolgen die Zuſtellungen durch Aufgabe zur Poſt oder nach Ermeſſen des 
Gerichts durch Umlauf. RE a 

Bei der Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt wird die Zuftellung nicht als 
bewirkt angeſehen, wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. Wohnt 
die Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, nicht in dem Bezirk des Gerichts, ſo 
iſt die Sendung mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

Auf die Zuſtellung durch Umlauf finden die Beſtimmungen der §§. 165 
bis 172 der Civilprozeßordnung und der $$. 22 und 23 Abſatz 2 bis 4 des 
Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungs- Angelegenheiten, vom 
18. Februar 1880 (Geſetz-Samml. S. 59) entſprechende Anwendung. ie 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 28. Dezember 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Schönſtedt. 


(Nr. 10050.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Lauenburg. Vom 2. Januar 1899. 


Auf Grund des F. 30 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Kreiſe Herzogthum Lauenburg 
vom 8. Juni 1896 (Geſetz-Samml. S. 109) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß 
die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im 
$. 29 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lauenburg gehörigen Gemeinden 
Dalldorf, Gülzow, Lanze, Lütau, Pötrau, Schnakenbek, Schulendorf, 
Wangelau und Witzeeze 
am 1. Februar 1899 beginnen ſoll. 


Berlin, den 2. Januar 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) 


us 
— 


das Allerhöchſte Privilegium vom 9. November 1898 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Stolp im Betrage 
von 500 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin 
Nr. 50 S. 279, ausgegeben am 15. Dezember 1898; 

das am 9. November 1898 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Schroda im Kreiſe Schroda durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 50 S. 547, ausgegeben 
am 13. Dezember 1898; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 30. November 1898, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Valdorf im Kreiſe Herford zur 
Entziehung des zum Bau einer Chauſſee von der Kommunalchauſſee 
Exter⸗Vlotho durch die Bauerſchaft Bonneberg bis zum Kolonat Nr. 4 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Minden Nr. 51 S. 393, ausgegeben am 24. De⸗ 
zember 1898. 


Redigirt im Bureau des Staaksminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


